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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 23. 


(Nr. 3577.) Geſetz über das Poſtweſen. Vom 5. Juni 1852. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


Abſchnitt J. 
Vom Umfange des Poſtregals und des Poſtzwangs. 


§. 1. 


Die Defugniß, Perſonen oder Sachen gegen Bezahlung mit unterweges 
gewechſelten Transportmitteln oder zwiſchen beſtimmten Orten mit regelmaͤßig 
feſtgeſetzter Abgangs⸗ oder Ankunftszeit zu befördern, ſteht ausſchließlich dem 
Staate zu und macht das Poſtregal aus. 


H. 2. 


1 Es iſt jedoch einem Jeden geſtattet, dergleichen Transportanſtalten an⸗ 
zulegen: 
1) auf Waſſerſtraßen, und zwar ſowohl zur Beförderung von Perſonen, als 
zur Beförderung aller dem Poſtzwange nicht unterworfenen Gegenftände; 
2) auf Landſtraßen, entweder: 

a) zur Beförderung von Perſonen zwiſchen beſtimmten Orten, inſofern 
bei derſelben zwar eine regelmaͤßige Abgangs⸗ und Ankunftszeit ein- 
gehalten wird, aber ein Wechſel der Transportmittel unterweges nicht 
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ſtattfindet und das von den Reiſenden, einfchließlich der Fracht für 
dreißig Pfund Freigepaͤck, zu erlegende Perſonengeld den Satz von 
22 Sgr. für die Meile nicht uͤberſteigt, oder 


b) zur Beförderung von Packeten, deren Gewicht Einhundert Pfund 
uͤberſteigt, wie auch ſolcher Sachen, welche die Poſten reglements⸗ 
mäßig ($. 50.) mitzunehmen nicht verpflichtet find. Das Gewicht 
von mehr als Einhundert Pfund darf nicht dadurch hervorgebracht ſein, 
daß mehrere Packete von geringerem Gewichte unter Einer Adreſſe aufge⸗ 
geben werden, oder daß mehrere an verſchiedene Empfaͤnger oder 
von verſchiedenen Verſendern an Einen Empfaͤnger beſtimmte Packete 
zum Gewicht von Einhundert Pfund und darunter in ein Gebind zuſam⸗ 
mengepackt oder dem Gegenſtande der Sendung andere Gegenſtaͤnde 
lediglich zu dem Zwecke beigepackt werden, um fuͤr ein Packet das 
Gewicht von mehr als Einhundert Pfund zu erreichen. 


H. 3. 


Die Unternehmer der in H. 2. Nr. 1. bezeichneten Transportanſtalten 
ſind verpflichtet, Briefe, Zeitungen, Gelder und alle andere dem Poſtzwange 
unterworfenen Gegenftände, ſowie die zur Begleitung dieſer Gegenſtaͤnde etwa 
nöthigen Poſtbeamten, unentgeltlich mitzunehmen. Die Unternehmer der im H. 2. 
Nr. 2. lit. a. bezeichneten Fuhrgelegenheiten ſind verpflichtet, Briefe und Zei⸗ 
tungen unentgeltlich und die zur Begleitung dieſer Gegenſtaͤnde etwa noͤthigen 
Poſtbeamten gegen Zahlung des gewoͤhnlichen Perſonengeldes mitzunehmen. 


H. 4. 

Fuhrgelegenheiten zwiſchen beſtimmten Orten mit regelmäßig feſigeſetzter 
Abgangs- und Ankunftszeit, bei welchen das von den Reiſenden einſchließlich 
der Fracht von dreißig Pfund Freigepaͤck zu erlegende Perſonengeld auf mehr als 
22 Sgr. für die Meile feftgeftellt wird, dürfen nur mit enehmigung der 


Poſtverwaltung und unter den von derſelben zu beſtimmenden Bedingungen 
errichtet werden. 


H. 5. 
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zunehmen nicht verpflichtet ſind. 


Die Poſtzwangspflichtigkeit einer Sendung wird dadurch nicht audge- 
ſchloſſen, daß mehrere Packete von poſtzwangspflichtigem Gewichte unter Einer 
Adreſſe aufgegeben werden, oder daß mehrere an verſchiedene Empfaͤnger oder 
von verſchiedenen Verſendern an Einen Empfaͤnger beſtimmte Packete von poſt⸗ 
zwangspflichtigem Gewichte in ein Gebind zuſammengepackt, oder dem Gegen⸗ 
ſtande der Sendung andere Gegenſtaͤnde lediglich zu dem Zwecke beigepackt 
werden, um fuͤr ein Packet das Gewicht von mehr als zwanzig Pfund zu 
erreichen. 


Die Annahme und Beförderung eines poſtzwangspflichtigen Gegenſtandes 
darf von der Poſt, ſofern die Vorſchriften über Adreffirung, Verpackung u. ſ. w. 
beobachtet ſind, nicht verweigert, insbeſondere darf keine poſtzwangspflichtige 
inländifche Zeitung, fo lange überhaupt der Vertrieb der Zeitungen im Wege 
des Poſtdebits erfolgt, von demſelben ausgeſchloſſen und eben ſo wenig darf 
bei der Normirung der fuͤr die Befoͤrderung und Debitirung der verſchiedenen 
inländifchen Zeitungen zu erhebenden Proviſion nach verſchiedenen Grundſaͤtzen 
verfahren werden. 


H. 6. 


Poſtzwangspflichtige Gegenſtaͤnde (F. 5.) vom Auslande, welche im In⸗ 
lande bleiben, oder durch das Preußiſche Gebiet tranſitiren ſollen, muͤſſen bei 
der naͤchſten inlaͤndiſchen Poſtanſtalt zur Weiterbefoͤrderung mit der Poſt ein- 
geliefert werden. Jedoch find Gelder und Paͤckereien ($. 5. Nr. 3. und 4.), 
die durch das Preußiſche Gebiet ohne Umladung und auf einer Strecke, die 
nicht mehr als fuͤnf Meilen betraͤgt, tranſitiren ſollen, als poſtzwangspflichtig 
nicht zu betrachten. 


Nr! 


Poſtzwangspflichtige Gegenflände Fönnen durch erpreffe Boten oder Fuh⸗ 
ren verſandt werden. Doch darf ein ſolcher Expreſſer von nur Einem Abſen⸗ 
der abgeſchickt fein und Gegenſtaͤnde für Andere weder mitnehmen, noch zu— 
ruͤckbringen. 

H. 8. 

Bei Verſendungen und Reiſen von Orten, von wo ab, und nach Orten, 

wohin keine Poſtbefoͤrderung ftattfindet, bleiben die Beſchraͤnkungen aus dem 


Poſtregale und dem Poſtzwange bis zur nächften auf dem Wege nach dem 
Beſtimmungsorte belegenen Poſtanſtalt ausgeſchloſſen. 


§. 9. 


Hinſichts der Eiſenbahn-Unternehmungen verbleibt es bei den beſonderen 
(Nr. 3877.) 47* geſetz⸗ 
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geſetzlichen Vorſchriften. Fr die Verbindlichkeit der bereits konzeſſionirten 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaften zum unentgeltlichen Transport von Poſtſendungen 
(F. 36. Nr. 2. des Geſetzes vom 3. November 1838., Geſetz-Sammlung 
©. 505.) bleiben die bisherigen Beſtimmungen uͤber den Umfang des Poſt— 
zwanges maaßgebend. 


Abſchnitt I. 


Von der Garantie. 
$. 10. 


Die Poſtverwaltung leiſtet dem Abſender Erſatz fuͤr den Verluſt und 
die Beſchaͤdigung folgender ihr zur Befoͤrderung reglementsmaͤßig eingelieferter 
Gegenſtaͤnde: 


1) der Geldſendungen (F. 5. Nr. 3.), 
2) der Packete mit oder ohne Werthsdeklaration, 
3) der Briefe mit deklarirtem Werthe, und 


4) der rekommandirten Sendungen, denen in dieſer Beziehung Sendungen 
gleichgeſtellt werden, welche zur Beförderung durch Eſtafette eingeliefert 
worden ſind. 


Fuͤr einen durch verzögerte Beförderung oder Beſtellung dieſer Gegen⸗ 
ſtaͤnde entſtandenen Schaden leiſtet die Poſtverwaltung nur dann Erſatz, wenn 
die Sache durch verzoͤgerte Befoͤrderung oder Beſtellung verdorben iſt, oder 
ihren Werth bleibend, ganz oder theilweiſe verloren hat. Auf eine Werdnde- 
rung des Kurſes oder marktgaͤngigen Preiſes wird jedoch hierbei keine Ruͤck— 
ſicht genommen. f 


Die Verbindlichkeit der Poſtverwaltung zur Erſatzleiſtung bleibt aus⸗ 


geſchloſſen, wenn der Verluſt, die Befchädigung oder die verzögerte Befoͤrde⸗ 
rung oder Beſtellung | 


a) durch die eigene Fahrlaͤſſigkeit des Abſenders, oder 
b) durch die unabwendbaren Folgen eines Naturereigniſſes, oder durch einen 
Zufall, wohin jedoch Raub und Diebſtahl niemals gerechnet werden fol- 
len, herbeigeführt worden iſt, oder 
c) auf einer auswaͤrtigen Poſtanſtalt ſich ereignet hat, fuͤr welche die 
Preußiſche Poſtverwaltung nicht durch Konvention die Erſatzleiſtung 
ausdruͤcklich uͤbernommen hat; iſt jedoch in dieſem Falle die Einlieferung 
bei 
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bei einer Preußiſchen Poſtanſtalt erfolgt und will der Abfender feine An- 
fprüche gegen die auswaͤrtige Poſtbehoͤrde geltend machen, fo hat die 
Preußiſche Poſtverwaltung ihm Beiſtand zu leiſten. 


. Fuͤr andere, als die unter Nr. 1. bis 4. bezeichneten Gegenſtaͤnde und 
insbeſondere für gewöhnliche Briefe wird weder für Verluſt oder Beſchaͤdigung, 
noch fuͤr verzoͤgerte Befoͤrderung oder Beſtellung Erſatz geleiſtet. 


H. 11. 


Wenn der Verſchluß und die Emballage der zur Poſt gegebenen Ge— 
genſtaͤnde bei der Aushaͤndigung an den Empfaͤnger aͤußerlich unverletzt und 
zugleich das bei der Einlieferung ausgemittelte Gewicht uͤbereinſtimmend befun⸗ 
den wird, jo darf dasjenige, was bei der Eroͤffnung an dem angegebenen In⸗ 
halte fehlt, von der Poſtverwaltung nicht vertreten werden. Die ohne Grin- 
nerung geſchehene Annahme einer Sendung begruͤndet die Vermuthung, daß bei 
der Aushaͤndigung Verſchluß und Emballage unverletzt, und das bei der Ein- 
lieferung ausgemittelte Gewicht uͤbereinſtimmend befunden worden ſind. 


H. 12. 


Iſt eine Werthsdeklaration geſchehen, ſo wird dieſelbe bei der Feſtſtel— 
lung des Betrages des von der Poſtverwaltung zu leiſtenden Schadenerſatzes 
zum Grunde gelegt. Beweiſt jedoch die Poſtverwaltung, daß der deklarirte 
Werth den gemeinen Werth der Sache überfteigt, fo hat fie nur dieſen zu er⸗ 
ſetzen. Iſt in betruͤglicher Abſicht zu hoch deklarirt worden, ſo verliert der Ab— 
ſender nicht nur jeden Anſpruch auf Schadenerſatz, ſondern iſt auch nach den 
Vorſchriften der Strafgeſetze zu beſtrafen. 


$ 13. 


Iſt bei Packeten die Deklaration des Werthes unterblieben, fo verguͤtet 
die Poſtverwaltung im Falle eines Verluſtes ohne Ruͤckſicht auf den wirklichen 
Werth des verlorenen Gegenſtandes zehn Silbergroſchen fuͤr jedes Pfund der 
Sendung. Dabei werden Packete, welche weniger als Ein Pfund wiegen, den 
Packeten zum Gewichte von Einem Pfunde gleichgeſtellt und uͤberſchießende Pfund⸗ 
theile für Ein Pfund gerechnet. Bei bloßen Beſchaͤdigungen kann die Poſtver⸗ 
waltung nur bis zum Belaufe des wirklich erlittenen Schadens und niemals 
uber den angegebenen Normalſatz von zehn Silbergroſchen für das Pfund 
hinaus in Anſpruch genommen werden. 


§. 14. 


Fuͤr einen rekommandirten Brief oder eine andere rekommandirte Sen⸗ 
dung, ſowie für einen zur Beförderung durch Eſtafette eingelieferten Brief 
Nr, 3877.) oder 
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oder anderen Gegenſtand ($. 10. Nr. 4.) wird dem Abſender im Falle des 
Verluſtes, ohne Ruͤckſicht auf den Werth der Sendung, ein Erſatz von vier⸗ 
zehn Thalern gezahlt. Eine Werthsdeklaration ift bei dieſen Gegenftänden 
nicht zulaͤſſig. 


$. 15. 
Bei Reiſen mit den ordentlichen Poſten leiſtet die Poſtverwaltung 


1) fuͤr den Verluſt oder die Beſchaͤdigung des reglementsmaͤßig eingeliefer⸗ 
ten Paſſagierguts mit Einem Thaler fuͤr jedes Pfund, im Uebrigen nach 
Maaßgabe der $$. 12. und 13., und 


2) wenn ein Reiſender koͤrperlich beſchaͤdigt wird und die Beſchaͤdigung nicht 
erweislich durch einen Zufall oder die Folgen eines unabwendbaren Na: 
turereigniſſes oder durch die Schuld des Reiſenden herbeigefuͤhrt iſt, fuͤr 
die erforderlichen Kurkoſten, 


Erſatz. 


Eine weitere Verbindlichkeit zur Entſchaͤdigung hat die Poftverwaltung 
nicht. Insbeſondere leiſtet fie bei der Extrapoſtbefoͤrderung weder für den Ver⸗ 
luſt oder die Beſchaͤdigung an Sachen, welche der Reiſende bei fich führt, noch 
bei einer koͤrperlichen Beſchaͤdigung des Reiſenden Entſchaͤdigung. 


* 


$. 16. 


Eine weitere, als die in den H§. 12. 13. 14. und 15. nach Verſchie⸗ 
denheit der Faͤlle beſtimmte Entſchaͤdigung wird von der Poſtverwaltung nicht 
geleiſtet; insbeſondere findet gegen dieſelbe ein Anſpruch wegen eines durch den 
Verluſt oder die Beſchaͤdigung einer Sendung entſtandenen mittelbaren Scha— 
dens oder entgangenen Gewinnes nicht Statt. 


$. 17 


Der Anſpruch auf Schadloshaltung gegen die Poſtverwaltung muß in 
allen Fällen gegen die Ober-Poſtdirektion gerichtet werden, in deren Bezirke 
der Ort der Einlieferung der Sendung oder der Ort der Einſchreibung des 
Reiſenden liegt. 


$. 18, 


Der Anſpruch auf Entſchaͤdigung an die Poſtverwaltung erlifcht mit 
Ablauf von ſechs Monaten, vom Tage der Einlieferung der Sendung oder 
vom Tage der Beſchaͤdigung des Reiſenden an gerechnet. Diefe Verjährung 
wird nicht allein durch Anmeldung der Klage, ſondern auch durch Anbringung 

der 
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der Reklamation bei der kompetenten Ober-Poſtdirektion unterbrochen. Ergeht 
hierauf eine abſchlaͤgige Beſcheidung, fo beginnt vom Empfange derſelben eine 
neue Verjaͤhrung, welche durch eine Reklamation gegen jenen Beſcheid nicht 
unterbrochen wird. 


H. 19. 


In Faͤllen des Krieges und gemeiner Gefahr find die Poſtanſtalten be- 
fugt, durch oͤffentliche Bekanntmachung jede Vertretung abzulehnen und Briefe, 
ſowie andere Sachen, nur auf Gefahr des Abſenders zur Befoͤrderung zu uͤber⸗ 
nehmen. In ſolchem Falle ſteht jedoch dem Abſender frei, ſich ohne Ruͤckſicht 
auf den Poſtzwang jeder anderen Transportgelegenheit zu bedienen. 


Abſchnitt I, 
Beſondere Vorrechte der Poſten. 


H. 20. 


Die ordentlichen Poſten nebſt deren Beiwagen, ſowie die auf Koſten des 
Staats befoͤrderten Kuriere und Eſtafetten, imgleichen die von Poſtbefoͤrde⸗ 
rungen ledig zuruͤckkommenden Poſtfuhrwerke und Poſtpferde, ſowie endlich die 
Brieftraͤger und Poſtboten, ſind von Entrichtung der Chauſſee⸗, Wege⸗, Bruͤcken⸗, 
Damm⸗, Pflafter:, Prahm⸗ und Faͤhrgelder und anderer Kommunikations-Ab⸗ 
gaben befreit. Dieſe Befreiung findet auch, jedoch unbeſchadet beſtehender 
Rechte, gegen die zur Erhebung ſolcher Abgaben berechtigten Korporationen, 
Gemeinden oder Privatperſonen Statt. 


H. 2% 


In befonderen Fällen, wo die gewoͤhnlichen Poſtwege gar nicht oder ſchwer 
zu paſſiren ſind, koͤnnen die ordentlichen Poſten, ſowie die Extrapoſten und 
Eſtafetten ſich der Neben- und Feldwege bedienen, auch uͤber ungehegte Wie⸗ 
ſen und Aecker fahren, unbeſchadet jedoch des Rechtes der Eigenthuͤmer auf 
Schadenerſatz. 


§. 22. 


Gegen die ordentlichen Poſten, Extrapoſten und Eſtafetten iſt keine Pfaͤn⸗ 
dung erlaubt, auch darf dieſelbe gegen einen Poſtillon nicht geuͤbt werden, wel⸗ 
cher mit dem ledigen Geſpann zuruͤckkehrt. 


(Nr, 3577.) | H. 23. 
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$. 23. 


Jedes Fuhrwerk muß den ordentlichen Poſten, ſowie den Extrapoſten und 
Eſtafetten auf das uͤbliche Signal ausweichen. b 


F. 24. 


Das Inventarium der Poſthaltereien darf im Wege des Arreſtes oder 
der Exekution nicht mit Beſchlag belegt werden. 


$ 25. 


Wenn die auf einer Poſtſtation kontraktlich zu haltende Pferdezahl in 
Folge ungewoͤhnlicher Frequenz nicht ausreicht, ſo ſind die Beſitzer von Acker- 
pferden und die Lohnfuhrleute, und zwar gumächfi die am Stationsorte und 
ſodann jene der benachbarten Ortſchaften, der Poſt die erforderlichen Huͤlfs⸗ 
pferde gegen die volle und unverkuͤrzte Zahlung der Extrapoſtgebuͤhren zu 
ſtellen verpflichtet. 


H. 26. 


Wenn den ordentlichen Poſten, Extrapoſten oder Eſtafetten unterweges 
ein Unfall begegnet, ſo ſind die Anwohner der Straße verbunden, denſelben die 
zu ihrem Weiterkommen erforderliche Huͤlfe gegen vollftändige Entſchaͤdigung 
ſchleunigſt zu gewaͤhren. 


§. 27. 


Die vorſchriftsmaͤßig zu haltenden Poſtpferde und Poftillone dürfen zu 
den Behufs der Staats- und Kommunalbeduͤrfniſſe zu leiſtenden Spanndien⸗ 
ſten nicht herangezogen werden. 


§. 28. 


Die Thorwachen, Thor⸗, Brucken⸗ und Barrierebeamten find verbun- 
den, die Thore und Schlagbaͤume ſchleunigſt zu öffnen, ſobald der Poſtillon das 
übliche Signal giebt. Ebenſo muͤſſen auf daſſelbe die Faͤhrleute die Ueberfahrt 
unverzuͤglich bewirken. 


— 


H. 29. 


Auf Requiſition der Poſtbehörden haben die Polizei» und Steuerbeamten 
zur Verhuͤtung und Entdeckung von Poſtuͤbertretungen mitzuwirken. 


$. 30, 


— — 


F. 30. 


Die Poſtanſtalten ſind berechtigt, unbezahlt gebliebene Portobetraͤge und 
Gebühren nach den fr die Beitreibung öffentlicher Abgaben beftehenden Vor⸗ 
ſchriften im Verwaltungswege exekutiviſch einziehen zu laſſen. 


H. 31. 


Die Betraͤge, welche in einer Sendung enthalten find, die weder an den 
Adreſſaten beftellt, noch an den Abſender zurückgegeben werden kann, oder welche 
aus dem Verkaufe der vorgefundenen Gegenſtände gelöft werden, fließen nach 
Abzug des Porto und der ſonſtigen Koſten zur Poſtarmenkaſſe. Meldet ſich 
der Abſender oder der Adreſſat ſpaͤter, ſo zahlt ihm die Poſtarmenkaſſe die ihr 
zugefloſſenen Summen, jedoch ohne Zinſen, zuruͤck. 


Abſchnitt IV. 


Strafbeſtimmungen bei Poſt- und Porto-Uebertretungen. 


| 4 H. 32. 
Mit Geldbuße von fuͤnf bis funfzig Thalern wird beſtraft: 

1) wer mit unterweges gewechſelten Transportmitteln oder zwiſchen beftimm- 
ten Orten mit regelmäßig feſtgeſetzter Abgangs- oder Ankunftszeit — 
wobei einzelne Unterbrechungen der ſonſt regelmäßig ſtattfindenden Fahr: 
ten nicht in Betracht kommen — Perſonen oder Sachen gegen Bezah⸗ 
lung befördert, ohne nach einer der in den H. 2. 4. 8. und 9. enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen dazu ermaͤchtigt zu ſein; 


2) wer von den Bedingungen, unter denen er von der Postverwaltung zur 
Beförderung von Perſonen (F. 4.) ermächtigt worden, abweicht; 


3) wer außer den in den FH. 6. bis 8. nachgelaſſenen Faͤllen Briefe oder 
andere poſtzwangspflichtige Gegenſtaͤnde (F. 5.) befördert. 


. 33. 


Wird durch mehrere von verſchiedenen Unternehmern einzeln eingerichtete 
nicht regelmaͤßige Fuhrgelegenheiten im Ganzen eine Regelmaͤßigkeit in den 
Jahrgang 1852. (Nr. 3577.) \ 48 = Fahr⸗ 
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Fahrten im Sinne des $. 32. Nr. 1. hergeſtellt, oder wird das eben daſelbſt 
ausgeſprochene Verbot des Wechſels der Transportmittel durch den Anſchluß 
mehrerer für ſich nach $. 2. Nr. 2. lit. a. erlaubter Fuhrgelegenheiten umgan⸗ 
gen, ſo hat jeder Unternehmer, wenn er auf geſchehene Aufforderung der Poſt⸗ 
verwaltung die Regelmaͤßigkeit oder den Anſchluß der Fahrten nicht einſtellt, 
die Strafe des H. 32. verwirkt. 


H. 34. 


Im erſten Ruͤckfall wird die Strafe ($$. 32. und 33.) verdoppelt, im 
zweiten Ruͤckfalle kann der Schuldige zugleich ſeiner Befugniß zur Treibung 
des Fuhrgewerbes fuͤr immer oder auf Zei verluſtig erklaͤrt werden. 


Im Ruͤckfalle befindet ſich derjenige, welcher, nachdem er wegen einer der 
in den $$. 32. und 33. bezeichneten Uebertretungen vom Gerichte oder im 
Verwaltungswege zur Strafe rechtskraͤftig verurtheilt worden iſt, innerhalb 
der nächften fünf Jahre nach der Verurtheilung eine dieſer Uebertretungen 
veruͤbt. 


H. 35. 


Mit dem vierfachen Betrage des Porto, jedoch niemals unter einer Geld⸗ 
buße von fuͤnf Thalern, wird beſtraft: 


1) wer außer den in den HF. 6. bis 8. nachgelaſſenen Fällen Briefe oder 
andere poſtzwangspflichtige Gegenſtaͤnde (J. 5.) auf andere Weiſe, als 
durch die Poſt verſchickt; 


2) wer bei Verſendungen durch die in H. 2. Nr. 2. lit. b. nachgelaſſenen 
Transportanſtalten, um das daſelbſt vorgeſchriebene Packetgewicht von 
mehr als Einhundert Pfund zu erreichen, mehrere an verſchiedene Empfaͤn⸗ 
ger oder von verſchiedenen Verſendern an Einen Empfaͤnger beſtimmte 
Packete in ein Gebind zuſammenpackt oder dem Gegenſtande einer 
. andere Gegenſtaͤnde lediglich zu dem angegebenen Zwecke 

| eipackt; 

2 ee re 3) wer Briefe oder andere Gegenftände, fir welche ein höheres Porto zu 
2,7797 entrichten iſt, unter andere Sachen, welche nach einer geringeren Taxe 

e RT ra. 1 * befoͤrdert werden, verpackt; 

/ „ ) wer Gegenftände unter Streifband oder Kreuzband zur Verſendung mit 
e der Poſt einliefert, welche überhaupt oder wegen verbotener Zuſaͤtze unter 
e, e eee set, Etreifband nicht verſandt werden dürfen; 

Hen eben aeg) wer ſich zu einem portopflichtigen Schreiben einer, von der Entrichtung 

. bee. de des Porto befreienden Bezeichnung bedient oder ein ſolches Schreiben in 

A. une. gie,. rufen A. —. 22 und rA, Ind dal ee . — „5 Or 4 einen 

* * Ial e ee, mer. gpu, eee ee ee l E , ee, 

. i * . Seen. ur, cee, zahl, e Sa See eee eee Januar br. 73. 2. 
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He Prem A. . ma fe cee , za — 355 — . „ e e. eee ee ere. 
. une un > es 8 Seer, el. L. . „ . 8 — 8 won . V. . 
— einen Brief ober in ein Packet verpackt, welches geſetzlich unter einer. e 

portofreien Rubrik befoͤrdert wird; . 


6) wer Poſtfreimarken oder geſtempelte Briefkouverts nach ihrer Entwerthung "47% 
zur Frankirung einer Sendung benutzt. Inwiefern in dieſem Falle wer = Ami 


N warte — "ds 
7) wer Briefe oder andere Sachen zur Umgehung der Portogefälle einem fr ze 
Kondukteur, Schirrmeifter oder Poſtillon zur Mitnahme uͤbergiebt. „ 
N 
erh, dir ia Sers. 


H. 36. I ee An * “a 


Im erſten Ruͤckfall wird die Strafe ($. 35.) verdoppelt, und bei ferne A 
ren Ruͤckfaͤllen auf das Vierfache erhoͤht. 


Im Ruͤckfall befindet ſich derjenige, welcher, nachdem er wegen einer der 
in dem F. 35. bezeichneten Uebertretungen vom Gerichte oder im Verwaltungs- 
wege zur Strafe rechtskraͤftig verurtheilt worden iſt, innerhalb der naͤchſten 
fünf Jahre nach der Verurtheilung eine dieſer Uebertretungen verübt. 


$. 37. 
Wer wiſſentlich, um der Poſtkaſſe das Perſonengeld zu entziehen, unein- 
getragen mit der Poſt reiſt, hat außer dem Perſonengelde eine Geldbuße von „ 
fuͤnf Thalern zu erlegen. 


H. 38. 

In den H. 35. unter Nr. 3. bis 6. beſtimmten Faͤllen iſt die Strafe mit 

der Einlieferung der Sendung zur Poſt verwirkt. 
H. 39. 

Außer der Strafe muß in den Fallen des $. 35. das Porto, welches 
fuͤr die Befoͤrderung der Gegenſtaͤnde der Poſt zu entrichten geweſen waͤre, 
gezahlt werden. In dem H. 32. unter Nr. 3. und F. 35. unter Nr. 1. be 
ſtimmten Falle haften der Abſender und der Befoͤrderer fuͤr das Porto 
ſolidariſch. ö 

$. 40. 


Kann die verwirkte Geldbuße nicht beigetrieben werden, jo tritt eine ver- 
haͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe ein. 


(Nr. 3577.) 48* $. 41. 
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$. 41. 


Die Poſtbehoͤrden und Poſtbeamten, welche eine Uebertretung entdecken, 
ſind befugt, die dabei vorgefundenen Briefe oder andere Sachen, welche Ge— 
genſtand der Uebertretung ſind, in Beſchlag zu nehmen und ſo lange ganz 
oder theilweiſe zuruͤckzuhalten, bis entweder die defraudirten Poſtgefaͤlle, die 
Geldſtrafe und die Koſten gezahlt, oder durch Kaution ſicher geſtellt ſind. Dieſe 
Vorſchrift findet auch Anwendung auf die Pferde und Wagen, mit welchen 
ein Fuhrmann bei der Veruͤbung einer der in dem H. 32. bezeichneten Ueber⸗ 
tretungen betroffen wird. 


H. 42. 


Die in den Hö. 32. bis 39. beſtimmten Geldbußen fließen zur Poſt⸗ 
Armenkaſſe. 


$. 43. 


Die Unterſuchung und Entſcheidung in Poſt- und Porto-Uebertretungs⸗ 
ſachen ſteht in den Faͤllen, wo nach F. 34. Verluſt der Befugniß zur Trei⸗ 
bung des Fuhrgewerbes eintritt, den Gerichten zu. In allen uͤbrigen Faͤllen 
wird die Unterſuchung ſummariſch von den Poſtaͤmtern und Poſtexpeditionen 
oder von den Bezirks-Aufſichtsbeamten geführt, und darauf im Verwaltungs⸗ 
wege von den Ober-Poſtdirektionen entſchieden. Dieſe koͤnnen jedoch, ſo lange 
noch kein Strafbeſcheid erlaſſen worden iſt, die Verweiſung der Sache zum ge— 
richtlichen Verfahren verfügen und ebenſo kann der Beſchuldigte während der 
Unterſuchung bei der Poſtbehoͤrde, und binnen zehn Tagen praͤkluſiviſcher Friſt, 
nach Eroͤffnung des von letzterer abgefaßten Strafbeſcheides, auf rechtliches 
Gehoͤr antragen. Der Strafbeſcheid wird alsdann als nicht ergangen angeſehen. 


Das hinſichtlich der Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die 
Erhebung der Zoͤlle vorgeſchriebene Verfahren bei der Unterſuchung und Entſchei— 
dung im Verwaltungswege tritt auch bei Poſt- und Porto-Uebertretungen ein. 

Auf den eingelegten Rekurs hat das General-Poſtamt zu entſcheiden. 


Die Vorladung des Beſchuldigten zu feiner Verantwortung im Verwal- 
tungswege unterbricht die Verjährung. 


Ab⸗ 
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Abſchnitt V. 


Strafbeſtimmungen fuͤr andere in Beziehung auf das Poſtweſen 
veruͤbte Uebertretungen. 


F. 44. 


Wer den Anſtand, die Sicherheit oder die Ordnung auf den Poſten und 
in den Paſſagierſtuben verletzt, wird mit Geldbuße bis zu fuͤnf Thalern beſtraft. 


F. 45. 


Wer der Vorſchrift des $. 23. zuwider den Poſten nicht ausweicht, wird 
mit einer Geldbuße bis zu zehn Thalern beſtraft. Mit derſelben Strafe wer— 
den Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des $. 28. belegt. 


F. 46. 


Wer es unternimmt, der Beſtimmung des H. 22. zuwider, eine Poſt oder 
einen Poſtillon zu pfaͤnden, wird mit Geldbuße bis zu zwanzig Thalern beſtraft. 


Abſchnitt VI. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 47. 


Was ein Briefträger oder Poſtbote uͤber die von ihm geſchehene Beftel- 
lung auf ſeinen Dienſteid anzeigt, iſt ſo lange fuͤr wahr und richtig anzuneh— 
men, bis das Gegentheil uͤberzeugend nachgewieſen wird. 


H. 48. 


Die Poſtverwaltung iſt für die richtige Beſtellung nicht verantwortlich, 
wenn der Adreſſat erklart hat, feine Briefe, Begleitbriefe und Formulare zu 
den Ablieferungsſcheinen oder einzelne Kategorien dieſer Gegenſtaͤnde ſelbſt 
abzuholen oder abholen zu laſſen. Auch liegt in dieſem Falle der Poſtanſtalt 
eine Prüfung der Legitimation desjenigen, welcher ſich zur Abholung meldet, 
nicht ob, ſofern nicht auf den Antrag des Adreſſaten zwiſchen dieſem und der 
Poſtanſtalt ein desfallſiges beſonderes Abkommen getroffen worden iſt. 

(Fr. 3577.) H. 49, 
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$. 49. 


Die Poſtverwaltung iſt, nachdem fie das Formular zum Ablieferungs⸗ 
ſchein dem Adreſſaten hat ausliefern laſſen, nicht verpflichtet, die Aechtheit der 
Unterſchrift und des Siegels unter dem mit dem Namen des Adreſſaten unter⸗ 
ſchriebenen und unterſiegelten Ablieferungsſcheine zu unterſuchen, und die Le⸗ 
gitimation desjenigen zu prüfen, welcher unter Vorlegung des vollzogenen Ab- 
lieferungsſcheines oder bei nicht deklarirten Sendungen unter Vorlegung des 
Begleitbriefes die Aushaͤndigung der Sendung verlangt. 


H. 30. 


Die Poſtverwaltung iſt ermaͤchtigt, durch ein von ihr zu erlaſſendes und 
durch die Amtsblaͤtter zur Öffentlichen Kenntniß zu bringendes Reglement, deſ⸗ 
fen Beſtimmungen als ein Beſtandtheil des zwiſchen dem Abſender oder Rei: 
ſenden einerſeits und der Poſtverwaltung andererſeits eingegangenen Vertrages 
erachtet werden ſollen, die weiteren bei Benutzung der Poſten zu Verſendungen 
und Reiſen zu beobachtenden Vorſchriften zu treffen, insbeſondere 


1) die Einlieferung der abzuſendenden Gegenftände an die Poſt, deren Ruͤck⸗ 
forderung von Seiten des Abſenders und die Beſtellung der durch die 
Poſt befoͤrderten Gegenſtaͤnde, ſowie die Behandlung nicht beſtellbarer 
Sendungen zu regeln; 


2) die Gegenſtaͤnde zu bezeichnen, welche als zur Beförderung mit der 
Poſt nicht geeignet zuruͤckgewieſen werden duͤrfen, oder zuruͤckgewieſen 
werden muͤſſen; 


3) die Bedingungen und Gebühren für baare Einzahlungen, Vorſchußſen⸗ 
dungen, Streif- oder Kreuzbandſendungen, Sendungen mit Waaren⸗ 
proben oder Muſtern und rekommandirte Sendungen, ferner für Be⸗ 
ſtellung der Expreßbriefe, der Stadtbriefe und der Packete durch Faktage⸗ 
Boten, ſowie fuͤr die Landbriefbeſtellung zu beſtimmen; 


4) die Stafettenbefoͤrderung zu ordnen; 
5) die Bedingungen feſtzuſetzen, unter denen Reiſende mit den ordent⸗ 


lichen Poſten oder mit Extrapoſt befoͤrdert werden und zu beſtimmen, 
was auf den einzelnen Kurſen an Perſonengeld zu entrichten iſt; auch 


6) die zur Aufrechthaltung der Ordnung, der Sicherheit und des Anſtandes 
auf den Poſten und in den Paſſagierſtuben noͤthigen polizeilichen An⸗ 
ordnungen zu treffen. 


5. 51. 


Alle bisherigen allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen uͤber Gegen⸗ 
ſtaͤnde, woruͤber das gegenwaͤrtige Geſetz verfuͤgt, ſoweit jene e 
nicht 
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nicht auf Staatsvertraͤgen und Konventionen mit dem Auslande beruhen, wer— 
den hierdurch aufgehoben. 


§. 52. 


Mit Ausführung diefes Geſetzes und Ertheilung der Inſtruktionen ift der 
Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Bellevue, den 5. Juni 1852. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. 
v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3577.) Be⸗ 
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Berichtigung. 


O 

In der im 12. Stuͤck der Geſetz-Sammlung pro 1852. abgedruckten Leber: 
einfunft mit den Niederlanden wegen Unterdruͤckung des Schleichhandels vom 
11. Juli 1851. iſt Seite 191., Kolonne 5., Zeile 8. von unten, anſtatt: 


, le Neben-Zoll- Amt de II. Classe à Kotten, 
zu leſen: 
le Neben-Zoll-Amt de I, Classe a Kotten. 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


